 

Konferenz der Anwaltskammer Bukarest und der Bundesrechtsanwaltskammer in Kooperation mit der Union Internationale des Avocats

- Bukarest, 5. Juni 2010 -

Thema: Internationale Rechtsverfolgung in der EU – Darstellung anhand von Fällen aus der Praxis

Fall: 

Die Firma A mit Sitz in Bukarest (Rumänien) bestellte am 03.04.2010 telefonisch bei der Firma B mit Sitz in Hannover (Deutschland) 20 Tonnen Trockenmilchpulver zu einer bestimmten Qualität, zu einem festen Preis und zu einer bestimmten Zeit. Die Parteien verhandelten in englischer Sprache. 

Die Firma B sandte daraufhin eine Auftragsbestätigung auf einem Formularvordruck. Unter der vorgedruckten Rubrik „Lieferbedingungen – Terms of Delivery – Conditions de Livraison“ wurde aufgeführt: 


„FCA (Frei Frachtführer)“

In einer weiteren Rubrik der vorgedruckten Auftragsbestätigung stand in deutscher Sprache:


„Der Auftrag kommt zu den auf der Rückseite abgedruckten Allgemeinen Geschäftsbedingungen zustande (AGB)“

In diesen in deutscher Sprache abgefassten AGB wird u. a. bestimmt:

„1. Erfüllungsort für Lieferungen und Zahlungen Hannover

  2. Gerichtsstand Hannover

  3. Es gilt ausschließlich deutsches Recht

  4. Jegliche Haftung ist auf den Lieferwert des jeweiligen Auftrages beschränkt“

Diese AGB wurden in der bisherigen Geschäftsbeziehung immer mit der Auftragsbestätigung bzw. mit den Rechnungen mitgeschickt. 

Das Trockenpulver wurde am 15.04.2010 an die Spedition C in Hannover (Deutschland) zum Zwecke des Transports nach Rumänien übergeben und am 18.04.2010 an die Firma A in Bukarest ausgeliefert. 

Bei der Untersuchung des Trockenpulvers wurden Qualitätsmängel entdeckt, die von der Firma B bestritten werden. 

Nachdem keine Einigung zwischen der Firma A und der Firma B erzielt werden konnte, erhob die Firma A am 18.10.2010 Klage vor dem Gericht in Bukarest und macht Schadensersatz geltend. Ferner verweigert die Firma A die Zahlung des Kaufpreises.

Firma B wendet sich an Sie mit der Bitte um Beantwortung der Fragen:

1. Kann die Firma B vor den rumänischen Gerichten verklagt werden?

2. Welche Rechtsbehelfe hat die Firma A, wenn das Trockenmilchpulver mangelhaft ist? Kann die Firma A von der Firma B Schadensersatz verlangen?

3. Kann die Firma B noch zusätzlich zu der Klage in Rumänien in Deutschland eine Klage auf Kaufpreiszahlung gegen die Firma A erheben?

Lösungsvorschlag

Frage 1: Internationale Zuständigkeit der rumänischen Gerichte?

Was ist internationale Zuständigkeit? Frage der Grenzziehung zwischen der Zuständigkeit rumänischer Gerichte und der Zuständigkeit ausländischer Gerichte.

Vorrang von Staatsverträgen und Europäischen Rechtsakten: 

Europäische Gerichtsstands und Vollsteckungsverordnung (EuGVO):

I. Anwendungsbereich:

1. Vorrangige Sonderregelungen, Art. 71 – hier: (-)

2. Räumlicher Anwendungsbereich für alle Mitgliedsstaaten einschließlich der zehn neuen Mitgliedsstaaten der EU (außer Dänemark) – hier: (+)

3. Zeitlicher Anwendungsbereich seit dem 01.04.2005 für die zehn neuen Mitgliedsstaaten (einschließlich Estland) und ab 01.01.2007 für Belgien und Rumänien, Art. 66 Abs. 1 – hier: (+)

4. Sachlicher Anwendungsbereich, Art. 1 Abs. 1 (+) und Abs. 2 (-) „Zivil- und Handelssache“ – Auslegungsgrundsätze (autonome Auslegung)

5. Persönlicher Anwendungsbereich, Art. 2 Abs. 1, Art. 60

II. Zuständigkeit:

1. Art. 22 (ausschließliche) – hier: (-)

2. Art. 24 (rügelose Einlassung) – hier Art. 34 Nr. 2 zu beachten und Rüge der fehlenden internationalen Zuständigkeit der estnischen Gerichte, hilfsweise auf die Hauptsache einlassen (s. EuGH)

3. Art. 23 (zulässige ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen)

Voraussetzungen:

a.
Zulässigkeit der Gerichtsstandsvereinbarung, Art. 13, 17, 21 – hier (-)

b.
Willenseinigung der Parteien

- Vertragsautonome Auslegung (2 Auffassungen):

Die Frage der Willenseinigung der Parteien ist primär auf der Grundlage der formellen Voraussetzungen bzw. bei AGB auf der Grundlage der wirksamen Einbeziehung der betreffenden Gerichtsstandsklausel zu beantworten. 

Das mit der Sache befasste Gericht muss prüfen, ob diese eine Zuständigkeit begründende Klausel tatsächlich Gegenstand einer Willenseinigung zwischen den Parteien war (s. EuGH 14.12.1976 – Salotti di Colzano/RÜWA).

Bei einer Gerichtsstandsvereinbarung in AGB ist die Schriftform auch durch Bezugnahme des Verwenders auf seine AGB in ihrer Gesamtheit möglich. Erforderlich ist jedoch ein ausdrücklicher Hinweis auf die gesamten AGB, nicht nur deren Abdruck auf der Rückseite des Auftragsbestätigung. Ein mündlicher Vertragsschluss mit schriftlich nachgereichten AGB führt also nicht zu einer Vereinbarung über die Einbeziehung. 

Verhandlungssprache – den sprachlichen Anforderungen an einen ausreichenden Verweis auf die AGB der Firma B ist nicht Genüge getan. 

Die AGB sind auch nicht in der Verhandlungssprache (Englisch) verfasst. 

Eine wirksame Einbeziehung der AGB mit der Gerichtsstandklausel nach der vertragsautonomen Bewertung ist nicht gegeben. 

- Bewertung der Willenseinigung nach dem von dem IPR der lex fori berufenen Recht: 

Rumänisches IPR – Vorrang von internationalen Übereinkommen – (?)

hier: CISG kommt in Betracht

Anwendbarkeit des CISG:

· räumlich, Art. 1 CISG

· zeitlich, Art. 100 CISG

· persönlich, Art. 1 CISG

· sachlich, Art. 1,2, 3 CISG

· Anwendung des CISG auf die Frage der Willenseinigung, Art. 8, 14 – hier keine Kenntnis in zumutbarer Weise in einer dem Empfänger verständlichen Sprache der Lieferungs- und Zahlungsbedingungen. 

· Zudem problematisch, ob der Hinweis auf die AGB rechtzeitig, d. h. bis spätestens zum Abschluss des Kaufvertrages erfolgte

Anwendbarkeit der Rom-I-Verordnung  in Verbindung mit dem rumänischen IPR-Gesetz (Vorrang von Staatsverträgen und Europäischen Rechtsakten)

· Einigung, Art. 10 Rom I-VO

· Vertragsstatut aus Art. 3, 4 Rom I-VO – Rechtswahlklausel, deren Gültigkeit – und damit die wirksame Einbeziehung der AGB, in denen sich die Rechtwahlklausel befindet – nach der Rechtsordnung beurteilt, auf welche die Klausel verweist – hier deutsches Recht

· Nach deutschem Recht sind die AGB dann wirksam einbezogen, wenn einmal im Laufe der Verhandlungen ausdrücklich auf diese hingewiesen wurde – hier nur nachgeschobene AGB, kein ausdrücklicher Hinweis

Auch nach der anderen Auffassung keine wirksame Einbeziehung der AGB der Firma B. 

Ergebnis: Nach allen Ansichten haben die Parteien vorliegend die in den AGB der Firma B enthaltene Gerichtsstandsklausel nicht wirksam in den Vertrag einbezogen. 

4. Art. 5 Nr. 1 – Fakultativer Gerichtsstand des Erfüllungsortes

a.
Vertrag oder Ansprüche aus Vertrag (autonome Auslegung – „von einer Partei freiwillig eingegangene Verpflichtung“- (+)

b.
Maßgebliche Verpflichtung (autonome Auslegung) 

... streitige Verpflichtung (EuGH (Datum) Tessili/Dunlop)

... Primärverpflichtungen (EuGH (Datum) de Bloos/Boyer)

... Hauptverpflichtung (EuGH (Datum) Shevenai/Kreischer)


hier: Sekundäransprüche Schadenersatz, Zurückbehaltung Kaufpreis – „Kehrseite“ von Hauptpflicht: ordnungsgemäße Erfüllung der Lieferung, somit – (+)

c.
Bestimmung des Erfüllungsortes (autonome Auslegung)

Art. 5 Nr. 1 b) – bewegliche Sachen – unterschiedliche Ansichten zur Bestimmung des Lieferortes - sei denn, Erfüllungsortvereinbarung (FCA – frei Frachtführer – Hannover (Incoterms))

Problematik der Erfüllungsortvereinbarung

5. Art. 2 – allgemeiner Gerichtsstand der Firma B in Deutschland

Ergebnis: Keine internationale Zuständigkeit der rumänischen Gerichte
Frage 2: 

Rechtsbehelfe und Schadensersatz nach UN-Kaufrecht

1. Voraussetzungen für Rechtsbehelfe wegen vertragswidriger Lieferung

· Vorliegen einer Vertragswidrigkeit

· Ordnungsgemäße Rüge

· Keine Verjährung

2. Übersicht zu den Rechtsbehelfen wegen vertragswidriger Lieferung

· Erfüllung, hier: Nachbesserung oder Ersatzlieferung, Art. 46

· Vertragsaufhebung, Art. 49

· Kaufpreisherabsetzung, Art. 50

· Schadensersatz, Art. 45

3. Schadensersatz nach UN-Kaufrecht

· Verschuldensunabhängige Garantiehaftung

· Kein unbeherrschbarer Hinderungsgrund, Art. 79

· Umfang des Schadensersatzes nach Art. 74 ff.

· Haftungsbegrenzung in AGB

Frage 3:
Klageerhebung der Firma B in Deutschland wegen der ausstehenden Kaufpreisforderung 

I. Anwendungsbereich der EuGVO (s.o.)

II. Art. 27 und 28 EuGVO

1. Art. 27 (doppelte Rechtshängigkeit)

... Anrufung mehrerer Gerichte (+)

... Parteienidentität – „Kernpunkttheorie“ (+)

... Klagen wegen desselben Anspruchs (+)

... Art. 30 – „Legaldefinition“ der Rechtshängigkeit

2. Art. 28 („im Zusammenhang stehende Rechtsstreite“)

3. Verfahrensweise des später angerufenen Gerichts - Aussetzung
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